
P. b. b. Verlagspostamt 1030 Wien  01Z023000K
841

2 III   141

BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 2001 Ausgegeben am 3. August 2001 Teil III

164. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens betreffend Auskünfte
über ausländisches Recht

165. Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens über den Schutz von Kindern und die
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der internationalen Adoption

166. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens über die an Verfahren
vor dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte teilnehmenden
Personen

164. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Europäischen
Übereinkommens betreffend Auskünfte über ausländisches Recht

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats hat Albanien am 17. Mai 2001 seine Ratifi-
kationsurkunde zum Europäischen Übereinkommen betreffend Auskünfte über ausländisches Recht
(BGBl. Nr. 417/1971, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 148/2000) hinterlegt.

Schüssel

165. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Überein-
kommens über den Schutz von Kindern und die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der
internationalen Adoption

Nach Mitteilung des Ministeriums für Auswärtige Angelegenheiten des Königreichs der Niederlande
hat die Slowakei am 6. Juni 2001 ihre Ratifikationsurkunde zum Übereinkommen über den Schutz von
Kindern und die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der internationalen Adoption (BGBl. III Nr. 145/1999,
letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 163/2001) hinterlegt.

Die Slowakei bestimmt gemäß Art. 6 des Übereinkommens als Zentrale Behörde:

Centrum pre medzinárodno-právnu ochranu detí a mláde��
(Centre for International Legal Protection of Children and Youth)
�pitálska 6
P.O.Box 57
81499 BRATISLAVA

und erklärt gemäß Art. 23 Abs. 2, dass dieselbe Behörde für die Bescheinigung, dass eine Adoption
gemäß dem Übereinkommen zustande gekommen ist, zuständig ist.

Einer weiteren Mitteilung des Ministeriums für Auswärtige Angelegenheiten des Königreichs der
Niederlande zufolge hat Kanada gemäß Art. 45 des Übereinkommens erklärt, dass das Übereinkommen
zusätzlich zu Alberta, British Columbia, Manitoba, New Brunswick, Nova Scotia, Ontario, Prince Edward
Island, Saskatchewan, Yukon und Northwest Territories nun auch auf Nunavut erstreckt wird und dass es
diese Erklärung durch Abgabe einer neuen Erklärung jederzeit ändern kann. Kanada hat ferner gemäß
Art. 22 Abs. 2 erklärt, dass die Aufgaben der Zentralen Behörde in Nunavut von Organisationen und
Personen, welche die in diesem Artikel angeführten Bedingungen erfüllen, wahrgenommen werden
können. Die Ausdehnung des Geltungsbereichs wird für Nunavut mit 1. September 2001 wirksam.

Für Zwecke des Art. 6 des Übereinkommens und gemäß des Intercountry Adoption Act von Nunavut
ist die Zentrale Behörde für Nunavut:
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Director of Adoptions
Social Services Unit
Department of Health and Social Services
Box 1000 Station 1000
Iqualuit, Nunavut
XOA OHO

Schüssel

166. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Europäischen
Übereinkommens über die an Verfahren vor dem Europäischen Gerichtshof für
Menschenrechte teilnehmenden Personen

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des Europarats haben folgende weitere Staaten ihre Ratifi-
kationsurkunden zum Europäischen Übereinkommen über die an Verfahren vor dem Europäischen
Gerichtshof für Menschenrechte teilnehmenden Personen (BGBl. III Nr. 55/2001) hinterlegt bzw. das
Übereinkommen ohne Vorbehalt der Ratifikation unterzeichnet:

Staaten: Datum der Hinterlegung der
Ratifikationsurkunde bzw. Unterzeichnung:

Bulgarien 31. Mai 2001
Georgien 10. Mai 2001

Bulgarien und Georgien haben anlässlich der Hinterlegung der Ratifikationsurkunde bzw. Unter-
zeichnung gemäß Art. 4 Abs. 2 lit. b eine Erklärung abgegeben, wonach die Bestimmungen des Art. 4
Abs. 2 lit. a auf ihre Staatsangehörigen keine Anwendung finden.

Schüssel


